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Verordnung 

der Bundesregierung 


Aufhebbare Verordnung zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs 
(Nr. 9/73 — Angleichungszoll für Trinkweine griechischer Herkunft) 


Auf Grund des § 21 Abs. 2 Nr. 4 Buchstabe b des 
Zollgesetzes in der Fassung der Bekanntnuachung 
vom 18. Mai 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 529), geän- 
dert durch das Dreizehnte Gesetz zur Änderung des 
Zollgesetzes vom 8. März 1971 (Bundesgesetzbl. 1 
S. 165), verordnet die Bundesregierung: 


§ 1 

Im Deutschen Teil-Zolltarif (Bundesgesetzbl. 1968 
II S. 1044) in der zur Zeit geltenden Fassung erhält 
die Anmerkung zu Tarifnr. 22.05 C die aus der An- 
lage ersichtliche Fassung. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt IS. 1) in Verbindung mit § 89 des Zollgesetzes 
auch im Land Berlin. 


§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (02221) 363551 
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Anlage 

(zu § 1) 


Tarifnummer 

Warenbezeichnung 

1 

1 2 



Zu 22.05 C 

Anmerkung | Auf Weine des Absatzes C mit Herkunft aus Griechenland (ausgenommen Weine, 
die für die in den Zusätzlichen Anmerkungen 2 bis 5 zu Tarifnr. 22.05 des An- 
! hangs „Besondere Zollsätze gegenüber Griechenland" des Deutschen Teil-Zoll- 
I tarifs genannten Verwendungszwecke bestimmt sind) wird bei der Einfuhr aus 
i dem freien Verkehr Belgiens, Frankreichs, Italiens, Luxemburgs oder der Nieder- 
lande ein Angleichungszoll erhoben. Der Angleichungszoll bemißt sich nach dem 
Besonderen Zollsatz gegenüber Griechenland, der bei der unmittelbaren Einfuhr 
der Weine aus Griechenland zu erheben wäre. Der sich hiernach ergebende Zoll- 
betrag wird um den Betrag gemindert, der bei der Einfuhr der Weine nach Bel- 
gien, Frankreich, Italien, Luxemburg oder den Niederlanden dort nachweislich 
entrichtet worden ist. Diese Regelung gilt bis zum Inkrafttreten einer gemein- 
samen Zollregelung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft für die Einfuhr 
I von Weinen aus Griechenland, längstens jedoch bis zum 31. Oktober 1973. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 12. September 1973 — 1/4 (IV/4) — 653 04 — Zo 74/73. 
Verkündet am 8. September 1973 im Bundesgesetzblatt Teil II Seite 1349. 

Gleichzeitig dem Herrn Präsidenten des Bundesrates zugeleitet. 
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Begründung 


(1) Nach dem Abkommen zur Gründung einer Asso- 
ziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft und Griechenland und insbesondere dem 
Protokoll Nr. 14 zu diesem Abkommen wenden 
die ursprünglichen EWG-Mitgliedstaaten auf die 
Einfuhren von Wein mit Herkunft aus Griechenland 
unterschiedliche Zollsätze an: Die Einfuhren in die 
Benelux-Länder erfolgen zollfrei ohne mengen- 
mäßige Beschränkung, in den übrigen Mitgliedstaa- 
ten bestehen dagegen Zollsätze oder Zollkontin- 
gente zu niedrigen oder Null-Zollsätzen. Durch diese 
Zolldisparitäten ergeben sich Verkehrs Verlagerun- 
gen, deren voraussichtliches Andauern die Durch- 
führung der von den ursprünglichen EWG-Mitglied- 
staaten gegenüber Griechenland getroffenen Zoll- 
maßnahmen in Frage stellen kann. 

(2) Auf Antrag hat die Kommission der Europä- 
ischen Gemeinschaften mit Entscheidung vom 
9. November 1970“) die Bundesrepublik nach Ar- 
tikel 115 Abs. 1 des EWG-Vertrages ermächtigt, 
zur Verhinderung von Verkehrsverlagerungen auf 
Trinkweine aus Tarifnr. 22.05 des Gemeinsamen 
Zolltarifs mit Herkunft aus Griechenland, die sich in 
einem anderen Mitgliedstaat im freien Verkehr be- 
finden, eine Ausgleichsabgabe in Höhe des Unter- 
schieds zwischen dem für Direkteinfuhren aus Grie- 
chenland anzuwendenden Zollsatz und dem bei der 
Abfertigung zum freien Verkehr in den anderen 
Mitgliedstaaten entrichteten Zoll zu erheben. Die 
Bundesrepublik hat von der ihr erteilten Ermächti- 
gung Gebrauch gemacht und durch die Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 4/71 


9 Bundesgesetzbl. 1962 II S. 1143/1316 
“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 265 
vom 8. Dezember 1970 S. 14 


— Angleich ungungszoll für Trinkweine) vom 12. Ja- 
nuar 1971 ®) eine Ausgleichsabgabe (Angleichungs- 
zoll) festgesetzt. 

(3) Die Entscheidung der Kommission vom 9. No- 
vember 1970 war bis zum 31. Oktober 1972 befristet. 
Mit Entscheidung vom 30. November 1972 '^) hat die 
Kommission die Geltungsdauer ihrer Entscheidung 
vom 9. November 1970 verlängert bis zum Inkraft- 
treten einer gemeinsamen Zollregelung der EWG 
für die Einfuhr von Weinen aus Griechenland, läng- 
stens jedoch bis zum 31. März 1973. Durch die Ver- 
ordnung Nr. 6/73 zur Änderung des Deutschen Teil- 
Zolltarifs vom 28. Februar 1973 '9 hat die Bundesre- 
gierung dementsprechend die nach Absatz 2 getrof- 
fene Angleichungszollregelung verlängert. 

(4) Eine gemeinsame Zollregelung der EWG für 
griechische Weine ist bisher nicht in Kraft getreten. 
Im Hinblick darauf, daß die Voraussetzungen für die 
Anwendung des Artikels 115 Abs. 1 des EWG-Ver- 
trags weiterhin gegeben sind, hat die Kommission 
die der Bundesrepublik erteilte Ermächtigung (vgl. 
Absatz 2 Satz 1) auf deren Antrag mit Entscheidung 
vom 7. Juni 1973 ^) verlängert bis zum Inkrafttreten 
einer gemeinsamen Zollregelung für die Einfuhr von 
Weinen aus Griechenland, längstens jedoch bis zum 
31. Oktober 1973. 

(5) Preisliche Auswirkungen ergeben sich aus der 
Durchführung dieser Verordnung nicht. 


^) Bundesgesetzbl. II S. 1 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 273 
vom 6. Dezember 1972 S. 34 
•9 Bundesgesetzbl. II S. 105 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 169 
vom 17. Juli 1973 S. 19 
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